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I m N a m e n d e s V o l k e s

In Sachen

Kläger und Revisionsbeklagte,

hat der 3. Senat des Landessozialgeriehts ohne

mündliche Verhandlung am 200 März 1959

fü Recht erkannü:H

Auf die Revision der Beklagten werden daS Urteil

des Landeeeozialgericht Schleswig vom 2„ Dezember 1954

und dee Sozielgerichtß Schleswig vom 17, Mai 1954 auf—

gel*1obern

Die Klage wird abgewiesen°

Die Beteiligten haben einander keine Kosten des Ver—

fahrens zu erstatteno

Von Rechts wegen„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


\ fx
) !

« ::,“\rI'ctll(lcfi
__...” ‚. .. .. ......

I°

Der Vater der Kläger ist seit Dezember 1944 vermißt° Durch

Beschluß des Amtegerichts Plön vom 25° Mai 1948 wurde er für

tot erklärt; als Zeitpunkt des Todes wurde der 23„ Dezember

19449 24900 Uhr, festgeetellt°

Am 16° November 1951 beantragten die Kläger bei der beklagten

Lendeevereicherungsanstalt (LVA„) Weisenrente‚ Durch Bescheid

vom 80 Januar 1953 beuilligte diese den Klägern vom Ablauf
des Antragsmonets en die ■aisenrenten im 30„ Juni 1953 been—

tregten die Kläger mit dem Hinweis auf den in der Todeeer—

klärung festgestellten Töäeetag ihres Vaters, die Weisenrente

nach dem Kriegsfrietengesetz neu zu berechnen° Die beklagte

LVA„ lehnte dies mit Bescheid vom 10° Septeubzr 1953 ab, da
der Antrag nicht bis zum Ableuf des auf die rechtskräftige

gerichtliche Todeeerklärung folgenden Jahres gestellt werden

861a

Die gegen diesen Ablehnungsbeecheid gerichtete Berufung ist

mit Inkrafttreten des Sozielgerichtsgeeetzes (SSG) auf das
Sozialgericht (SG„) Schleswig übergégangen„ Durch Urteil vom
170 Hai 1954 hab des SG„ den Beecheid der Beklagten vom 10„Sep—

tember 1953 auf und erklärte sie für verpflichtet, den Renten—

beginn in einem neuen Bescheid auf äen 10 Januar 1945 festzu—

setzeno Die Berufung der beklagten LVA„'gegen dieses Urteil

blieb erfolglos (Urteil des Lendeseozielgerichts — LSG° —
Schleswig v0m 2° Dezember 1954)°

Mit der — zugelassenen — Revision hat die beklagte LVA„ be_

antregt,

das Urteil des LSG‚ SChl€swig vom 2. Dezember

1954 eufzuheben und die Klage ebzuweisen°

Sie fügt unriohtige Anwendung des 5 2 Kriegefristengeeetz
(KriegsfristenG)° Zu Unrecht habe das LSG. angenommen, es müsse

der Beginn der Waisenrentcn 5er Kläger auf den Ablauf des Ster—

bemcnate des Vaters der Kl:gor vorverlegt werden, weil sie
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ihren Rentenawntr» @ noch innerhalb üer‘Uberlcgungsfrist"
“von einem Jahr nach Verkündung des 3uawd :wv r°orgungsgesetzes

(BVG) gestellt hätten, die den Hinterbliebenen eines Kriegs—

gefgllenen zugebilligt werden müsse„ Ein solcher Rentenbe—

ginn kongqe vielmehr 11111in lI’L"’G, wenn die Hinterbliebenen

die Rente bis zum Ablauf deß Kalenderjahres beantragt hät—|

ten, dee auf des Kalenderjehr folge, in dem die Rechtskraft

der_Todeeerklürung eingetreten sei„ Demnach hätte öer Ren—

tenbeginn im Helle der Kläger nur neu festgesetzt werden

können, wenn diese ihrcn‘chtenantreg spätestens bis Ende

1949 — nicht51ber erst am 16° Novenber 1951 - gestellt hät—

ten°

Die Kläger haben beantragt?

die Revision der Be %ten zurückzuw eisen°

II„

Die von den klägern beantragte Vorverlegung des Rentenbe—

ginns auf den Ablauf des Stcrbemoants ihres Vaters (1„Jenuar

1945) ist entwegen der Annahme des LSGQ nicht nach 9 2 Kriegs—

fristenG begründet„ Von den verschioi;nen Tatbeständen, die in
der genannten Vorschrift zusammengef;ßt*oind‚_liegt die Alter—

native des 5 2 Satz 3 KriegsfristenG schon.deshalb nicht vor‚
Hei]. diese das Vorliegen eines Bewilligungs eechei<s im Zeit—

punkt des Inkrafttretens dee KriegsfristenG (@ 4 Satz 1:

16„ November 1952) vorgusectzt‚ im vorliegenden Fall aber die

Waisonrenten ers£mals mit Bescheid vom 8° Januar 1953 bewil—

ligt werden sind (vg1° BSG„ Bd„ 3 so 72 und Bd„ 5 5° 148)°

Auch @ 2 Satz 4 Krieggfristcnü entfällt, denn diese Vorschrift

ist nur anwendbar, wenn ein HCnt€nentreg vor Inkrafttreten

des Kriegsfri e‘tenG entweder angelehnt oder überhaupt nicht

gestellt worden ist (vgl° hierzu BSG. Bd„ 5 8° 57 159 f17 und

S.i 148 £T49‘f17)„ Beide Voraussetzungen treffen hier nicht

ZU.o

Schließlich kann der älagCünspruch auch nicht auf © 2 Satz 1

KriegsfristenG gegründet mcrécn„ Die in dieser Vorschrift

feetgesetzte Antragsfrist mar im vorliegenden Fall Ende 1949

abgelaufene DUS LSG„ ist rllerdings CGI ‘uffessung, den Be—
_4„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 „

werden, wenn sie — wie auch im vorliegenden Fell — nach Nr„ 11

Abso II a der Sozielversicher4ngsdirektivc Nr„ 27 — BVD 27 —

vom 2„ Mai 1947 (ArbBl° f„d„ Brit. Zone s„ 155) nur die Hin—
terbliebenenrenten nach der SVD 27 — als "die höhere Rente" —
erhalten konnten, ihre Waisenrenten aus der Invalidenversiche—

rechtigten müsse eine VerläLy :ung der Antragsfrist zugestnnden

rung hingegen, wenn beentregt und festgesetzt, ge1uht hätten

und ein IV—Rentenentreg „ehrend der Geltungsdauer der SVD 27
somit zwecklos gewesen wäre, In der Tat ist nicht zu verkennen,

daß der in 9 2 Satz 4, 20 Älternetive KriegsfristenG zum
Ausdruck gekommens Grundgedanke, den Berechtigten solle die

Unterlassung der Antregstellung nicht zum Nachteil gereichen,

wenn ein Rentcnentreg infolge des inzwischen eingetretenen

■egfells der Voraussetzungen für die Rentengewährung nach

damaligen Recht zwecklos gewesen wäre, über den unmittelbaren

Anwendungebereich dieser Vorschrift hinaus Geltung hat (vgl°

die Entscheidung des 4° Senats des Bundessozielgerichts in

ese‚ ea. 5 s„ 148 gT4g7, die in diesem Sinne von Billigkeits—
ereägungen spricht)° Auch könnte erzogen werden, den eue—

drücklich geregelten Fell, d33 der Rentenentreg infolge Weg—

falls der Voraussetzungen nicht gestellt wurde, dem in sei—

nen Auswirkungen ähnlichen Fell gleichzustéllen, daß die Rente

wegen ihres sofort mit der Bewilligung eintretenden Ruhens

nicht beantragt wurde (vgl° hierzu die Urteile des erkennenden

Senats in Sozialrecht Kriegsfristen@ @2 Bl° An 5 [Ka 57 Nr" 8

und EVO5 1545 Bl; Aa 2 [Ka 3 lücksl7 Nr. 2)° Im Sinne dieses
Gedenkengengs wäre die Unterlessung.der Antragstellung solange

als unschädlich für die Reehtsfolge des 5_2 Satz 1 Kriegsfri—

stenG_enzusehen, als des "Hinder■s" nicht behoben wäre, das

einen Antrag auf Rentengewährung euesichtslos machte° Darüber

hinaus müßte den Berechtigten nach Hegfell des "Hindernisses"

noch eine angemessene Hendlungsfrist zugestnnden werden° Selbst

wenn aber alle diese zweifelhaften Rechtsfragen zugunsten

der Kläger zu beenttorten wären, so kann 5 2 Satz 1 Kriegs-

fristenG doch im vorliegenden Fall nicht Anwendung finden;

denn keinesfalls ist es entgegen der Annahme des LSG„Agerecht—

I
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fertigt, die den Berechtigten ne eh Wegfall des "Hindernissen"

zur Verfügung stehende He dlungefrist auf ein Jahr zu er»
strecken° @ 2 KriegefrietenG hat allein den Zweck, die Un—

billigkeiten auszugleichen‚ die sich infolge unterschied—

licher Regelungen in den einzelnen Ländern der Bundesrepu—

blik bei späten Eingeng der lcdeenechricht für Hinterblie—

bene ergaben; die Auswirkungen mon tiger9 insbesondere auf

Unkenntnis der Rechtslage zurückzuführender Säumnisse werden

von dieser Vorschrift nicht berührt (vgl.° BSG° Bd„ 5 So 72

175 fi7 und Urteil des BSG° vom 7° Juni 1956 —4 RJ 192/55);

So erklärt sich auch die in Abweichung von % 1286 EVO a„F„

gewährte, ungewöhnlich lange intragsfrist des © 2 Kriegsfri—

stenG — „ie vor Lrl 15 dieser Vo schrift bereits die des @ 22

des Gesetzes über weitere Eeßnehnen in der Reichevereicherung

aus Anle B des Krieges von 15° Januar 1941 (RC—Bl=1 S° 34)

nur aus der Rücksichtnahme auf die besonderen Umstände des

Krieges und 3 s kriewebedingten Todes einen Versicherten°

Hingegen feilt diese Beziehung bei ier Überle gungsfrist, die

einem Berechtigten allenfalls nuch Üegfull des Hindernisses

der Aueeicntsloe igkeit der „ntrzgetellung einzurüumen wäre°

Nicht die Ungewißheit über den Kriegstod des Versicherten,

sondern die Rechtelege, die bei richtiger Beurteilung einen

Rentenentreg zwecklos erecl einen ließ‚r net die Antragstellung

verhinderte Deshalb könnten, wenn überhaupt, nur die Verzöge-

rungen der Antrags tellung l<s unschädlich Sur die Vorverle—

gung des Rentenb% 'nns angesehen werden, die die allgemein

für Ant tige geltende „e elung dns @ 1286 „bsa 1 EVO n„Fo zu—
läßt° Im vorliegenden l‘all reichte somit — bei entsprechender

Anwendung des @ 1286 Abe„ 1 EVO nor, — die Überlegungsfrist

der Kläger nur bis zum 51„ Januer 1951; denn des "Hindernis"

BVG um 21° Dezember 1950 wegge

?llen° Du die Kläger ihren Hentenentreg erst am 16° November

war mit der Verkündung des

f

19515estellt haben, <51nn ihre Rente somit nicht auf den Ab—

leuf deeo %ereb uonais inres Vaters vorverlegt werdeno

Die Revision der beklagten LVAO ist somit begründet„

Die Klage isn abzuweiseno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„ 5 _

uDie Kostenentscheidung beruht auf & 195 Abso 1 und 4 SGG°
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